
Beschluss des Kooperationsausschusses
lfd. Nr. 0312014

Gegenstand Vereinbarung des Landes Hamburg und des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales (BMAS) über die Schwerpunkte der Arbeitsmarkt-
und lntegrationspolitik in der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf
Landesebene nach
$ 18 Abs. I Satz 3 SGB ll

Ziel: Unterstützung von Personen mit im Ausland erworbenen

Berufsqualifikationen bei der lntegration in Arbeit

Beschlusstext Das Ziel der Unterstützung von Personen mit im Ausland erworbenen

Berufsqualifikationen bei der Integration in Arbeit soll fortgeschrieben

werden.

Zur Unterstützung bei der lntegration in Arbeit von Personen mit im Aus-

land enrorbenen Berufsqualifikationen ist von Senat und Bürgerschaft2012

ein LandesanerkenÀungsgesetz verabschiedet worden, welches einen be-

darfsgerechten Beratungsanspruch für Anerkennungssuchende gesetzlich

verankert. Neben einer Beratungsinstitution (Zentrale Anlaufstelle Aner-

kennung - Z A) wurde mit dem Hamburger Stipendienprogramm auch ein

lnstrument geschaffen, welches Antragstellende im Prozess der Anerken-

nung auch finanziell unterstützt, z.B. durch die Finanzierung von Anpas-

sungsqualifizierungen oder auch Hilfen zum Lebensunterhalt während die-

ser. Das Hamburger Stipendienprogramm richtet sich gezielt an diejenigen,

bei denen vorrangige Finanzierungsmögtichkeiten über die Agentur für Ar-

beit oder das jobcenter team.arbeit.hamburg nicht greifen.

Ubersetzte Zeugnisse sind unabhängig von einem Anerkennungsverfahren

als Teil vollständiger Bewerbungsunterlagen notwendig für eine erfolgsver-

sprechende Arbeitsmarkti ntegration.

Das Jobcenter prüft in jedem Einzelfall, inwieweit der Einsatz von Förder-

leistungen nach dem SGB ll/lll im Hinblick auf notwendige Übersetzungs-

leistungen im Zusammenhang mit der Anerkennung von Zeugnissen und

Diplomen für die berufliche Eingliederung möglich ist.
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Das BMAS und das Land Hamburg vereinbaren als Ziel alle zur Verfü-

gung stehenden Instrumente des SGB ll und SGB lll zu nutzen, die für

die Umsetzung der Integrationsstrategie erforderlich sind, um die

Eingliederung von Kundinnen und Kunden mit im Ausland eruorbe-

nen Berufsqualifikationen in den Arbeitsmarkt zu befördern.

Die Regionaldirektion Nord wird durch die Vorsitzende des Kooperations-

ausschusses über diesen Beschluss informiert und gebeten, diesen

Schwerpunkt bei der Umsetzung der Grundsicherung auf Landesebene zu

berücksichtigen.

Der Kooperationsausschuss wird sich gemäß S 18b Abs. 1 SGB ll über die

Entwicklung in der gemeinsamen Einrichtung mindestens zu folgenden

Terminen unterrichten lassen:

4 Wochen vor der Sitzung des Kooperationsausschusses zur Ent-

wicklung in der gE und insbesondere zu ausgewählten, erfolgrei-

chen Maßnahmen und Steuerungsaktivitäten

zum 30. Januar 2015 zur Umsetzung und zur Gesamtentwicklung

im Jahr 2013.
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